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Textliche Festsetzungen 
 
A Zur Art der Nutzung 
Gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 9 BauNVO wird das Gewerbe- und Industriegebiet zum 
einen auf der Grundlage der Abstandsliste zum Abstandserlass 2007 („Abstände zwischen Industrie 
bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen der Bauleitplanung und sonstige für den 
Immissionsschutz bedeutsame Abstände“, RdErl. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz – V-3 – 8804.25.1 vom 06.06.2007) gegliedert; zum anderen 
erfolgen textliche Festsetzungen hinsichtlich der zulässigen bzw. nicht zulässigen Betriebsarten 
entsprechend der zu diesem Gebiet entwickelten städtebaulichen Zielvorstellungen. Die 
Abstandsliste zum Abstandserlass ist Bestandteil der textlichen Festsetzungen.  
 
Nicht zulässig sind: 
1. im gesamten Gewerbe- und Industriegebiet 
1.1 Vergnügungsstätten gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO und § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO 
1.2 Bordelle und bordellähnliche Betriebe als Gewerbetriebe aller Art gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 2 

BauNVO und § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO 
1.3 Einzelhandelsbetriebe jeder Art, soweit sie als Gewerbebetriebe aller Art gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 

1 und § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO in Gewerbe- und Industriegebieten allgemein zulässig wären. 
Ausnahmsweise können nach § 31 Abs. 1 BauGB Verkaufsstätten eines Handwerksbetriebes 
oder eines produzierenden Betriebes zugelassen werden, sofern die angebotenen Waren in 
einem räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem im Baugebiet ansässigen 
Hauptbetrieb stehen. 
Die Verkaufsfläche dieser Verkaufsstätte darf dabei nicht mehr als 150 m² umfassen und muss 
im räumlichen Zusammenhang mit dem Hauptbetrieb stehen sowie diesem in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sein. 

1.4 Großflächige Freizeitbetriebe, soweit sie als Gewerbebetriebe aller Art gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 1 
und § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO in Gewerbe- und Industriegebieten allgemein zulässig wären 

1.5 Schrottplätze und selbstständige Lagerplätze gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 Nr. 1 
BauNVO 

1.6 Anlagen für sportliche Zwecke gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 4 und § 9 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO  
1.7 Anlagen für kirchliche, kulturelle und soziale Zwecke gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 2 und § 9 Abs. 3 Nr. 

2 BauNVO  
1.8 Anlagen zum Halten oder zur Aufzucht von Geflügel oder Pelztieren oder zum Halten oder zur 

getrennten Aufzucht von Rindern oder Schweinen 
1.9 Anlagen, die Betriebsbereiche im Sinne des § 3 Abs. 5a, Bundes-Immissionsschutzgesetz 

(BImSchG) bilden und einer der Abstandsklassen I – IV nach dem Anhang 1 des Leitfadens – 
„Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und 
schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50 BImSchG“ (KAS-
18; 2. überarbeitete Fassung aus Nov. 2010) der Kommission für Anlagensicherheit beim 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zuzuordnen sind. Der 
Leitfaden liegt zur jederzeitigen Einsichtnahme zusammen mit dieser Planurkunde bei der 
Stadt Düren und der Gemeinde Niederzier aus. 
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Nicht zulässig sind weiter: 
2. im Industriegebiet (GI) 
2.1 Betriebe der Abstandsklassen I bis III einschließlich sowie die Nrn. 39, 40, 43, 47, 65, 69, 70, 72, 

76, 77, 79, und 80, der Abstandsklassen IV, die Nrn. 85, 86, 115, 127, 128 und 144 der 
Abstandsklasse V und die Nr. 218 der Abstandsklasse VII, 

3. im Gewerbegebiet GE 1 
Betriebe der Abstandsklassen I – VI einschließlich der Nr. 218 der Abstandsklasse VII 

4. im Gewerbegebiet GE 2 
Betriebe der Abstandsklassen I – V einschließlich sowie die Nrn. 169, 171, 172, 193, 194 und 
196 der Abstandsklasse VI und der Nr. und 218 der Abstandsklasse VII 

5. im Gewerbegebiet GE 3 
Betriebe der Abstandsklassen I – IV einschließlich und die Nrn. 85, 86, 127, 128 und 144 der 
Abstandsklasse V und die Nr. 218 der Abstandsklasse VII 

6. im Gewerbegebiet GE 4 
Betriebe der Abstandsklassen I – V einschließlich sowie die Nr. 218 der Abstandsklasse VII 
 
Von den übrigen in der Abstandliste aufgeführten Betrieben und Anlagen sind nur diejenigen 
zulässig, die aufgrund ihrer Branchenzugehörigkeit oder Betriebscharakteristik vornehmlich in 
mehrgeschossigen Gebäuden betrieben werden, die durch qualitativ hochwertige Architektur 
die exponierte Lage zur Autobahn nutzen und so auf sich und damit auf das Gewerbe- und 
Industriegebiet "Talbenden - Rurbenden" aufmerksam machen wollen. Dies sind zum einen 
Büro- und Verwaltungsgebäude gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO, zum anderen 
Gewerbebetriebe im Sinne von § 8 Abs. 1 BauNVO, soweit sie als Dienstleistungsbetriebe, 
Handwerksbetriebe, Betriebe des Forschungs- und Entwicklungsbereiches, kleine 
hochspezialisierte Produktionsbetriebe oder Betriebe vergleichbarer Art in den dort zulässigen 
kleinteiligen, mehrgeschossigen Gebäuden geführt werden können. 
Um die erforderliche Arbeitsruhe in den Gebäuden dieses Gebietes sicherzustellen, wird 
festgesetzt, dass für alle Bauteile der Außenhülle von Gebäuden ein Schalldämmmaß von 
mindestens 20 dB(A) nachgewiesen werden muss. 

7. Unzulässig sind im Gewerbe- und Industriegebiet Betriebe, die in der Abstandsliste nicht 
aufgeführt sind, die aber hinsichtlich ihres Emissionsverhaltens einer Abstandsklasse 
zugeordnet werden können, deren Betriebe in dem jeweiligen Teilgebiet als nicht zulässig 
festgesetzt sind. 

8. Zulässig sind dagegen Betriebe, die in der Abstandsliste nicht genannt sind, die aber nach 
ihrem Emissionsverhalten einer Abstandsklasse zugeordnet werden können, die nach den 
Festsetzungen zu dem jeweiligen Teilgebiet nicht als unzulässig festgesetzt ist. 

9. Weiterhin sind im Einzelfall Betriebe, die nach ihrem Typ einer bestimmten Abstandsklasse 
zuzuordnen sind, in Bereichen der nächst niedrigeren Abstandsklasse zulässig, wenn für diese 
Betriebe durch Gutachten nachgewiesen ist, dass sie hinsichtlich ihres Emissionsverhaltens den 
Betrieben dieser nächst niedrigeren Abstandsklasse (geringeres Abstandserfordernis) 
vergleichbar sind. 

10. Wohnungen im Sinne der §§ 8 Abs. 3 Nr. 1 und 9 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO sind im Geltungsbereich 
dieses Bebauungsplanes nur zulässig, wenn sie baulich in die Betriebsgebäude integriert sind; 
freistehende oder angebaute selbstständige Wohngebäude sind nicht zulässig. 



PLANUNGSVERBAND DÜREN-NIEDERZIER  
Bebauungsplan Nr. 13/287 „Talbenden - Rurbenden“, 7. Änderung 
 
 
 
B Zum Maß der Nutzung 
1. Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO wird festgesetzt, dass die festgesetzte Grundflächenzahl 

durch Stellplätze / Zufahrten und Nebenanlagen um bis zu 20 % überschritten werden darf. Die 
Befestigung der Flächen, die zu der Überschreitung der Grundflächenzahl führen, hat in 
wasserdurchlässiger Weise (Abflussbeiwert höchstens 0,6) zu erfolgen.  

2. Ergänzend zu den in der Planzeichnung getroffenen Festsetzungen gilt für sämtliche 
Grundstücke im Plangebiet eine Baumassenzahl von 9,0 als Höchstgrenze. 

3. Der Bezugspunkt und gleichzeitig die maßgebliche Geländeoberfläche gem. § 2 Abs. 4 BauO 
NRW für die Höhen des jeweiligen Bauvorhabens ist durch lineare Interpolation zwischen den 
im Bebauungsplan festgesetzten unteren Bezugspunkten BP1 - BP5 zu ermitteln, bezogen auf 
die Mitte der Gebäudefassade zur öffentlichen Verkehrsfläche. Bei Eckgrundstücken ist die 
Grundstücksseite mit der höher gelegenen Verkehrsfläche maßgebend. 

 
C Zulässigkeit von Nebenanlagen  
1. Zwischen der öffentlichen Verkehrsfläche und der vorderen Baulinie oder Baugrenze 

(Vorgartenzone) im Bereich der sog. Basisstraße (Haupterschließungsstraße) sind mit 
Ausnahme der in den Bepflanzungsvorschriften unter D genannten Nutzungen Nebenanlagen 
nicht zulässig. Unter dieses Verbot fallen auch Nebenanlagen sowie Einfriedungen, die keiner 
Baugenehmigung bedürfen.  

2. Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO sind im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes 
als Ausnahme zulässig, auch außerhalb von überbaubaren Grundstücksflächen. Eine 
Anrechnung auf die zulässige Grundflächenzahl erfolgt nicht.  

3. Einfriedungen sind als Ausnahme auf der Grundstücksgrenze möglich, wenn diese offen (z. B. 
Zaunanlage) ausgeführt werden. Der 3 m breite begrünte Bereich bleibt, wie unter D 2. 
beschrieben, weiterhin anzulegen.  
 

D Bepflanzungsvorschriften zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung der Landschaft. 
Gemäß § 9 Abs. 1 Nrn. 20 und 25 BauGB wird Folgendes festgesetzt: 

1. Für die Flächen zwischen der Verkehrsfläche und der vorderen Baulinie oder Baugrenze 
(Vorgartenzone) im Bereich der sog. Basisstraße (Haupterschließungsstraße) gilt: diese Fläche 
ist zu mindestens 50 % zu bepflanzen. Soweit sie nicht zu bepflanzen ist, darf sie durch 
Zufahrten und Stellplätze in Anspruch genommen werden.  

2. Entlang von Grundstücksgrenzen zur öffentlichen Grün-/Ausgleichsflächen und zu 
Verkehrsflächen sind in einer Breite von 3 m begrünte Flächen anzulegen. Eine 
wasserdurchlässige Befestigung (z. B. Rasengittersteine) ist zulässig. 

3. Entsprechend des festgesetzten Nutzungsmaßes (GRZ 0,7 zuzüglich maximal 20 % 
Überschreitung) sind die verbleibenden Flächenanteile der Baugrundstücke wie folgt zu 
gestalten: 2/3 dieser Fläche ist als Wiese (die erste Pflegemaßnahme soll nicht vor dem 30. 
Juni erfolgen) anzulegen. 1/3 ist mit bodenständigen Gehölzen zu bepflanzen. Es sind 1 Strauch 
je m² Pflanzfläche und ein Hochstamm je 25 m² Pflanzfläche zu pflanzen. Zulässig sind:  
a) Hochstämme bzw. Heister 

Stieleiche, Traubeneiche, Esche, Hainbuche, Winterlinde, Silberweide, Salweide, Eibe, 
Vogelkirsche 

b) Sträucher 
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Hartriegel, Wasserschneeball, Feldahorn, Schwarzer Holunder, Pfaffenhütchen, Hasel, 
Hundsrose, Wildrose, Weißdorn, Schlehe, Kornelkirsche 

4. Flächenanteile der Baugrundstücke, die für betriebliche Zwecke nicht in Anspruch genommen 
werden und die nicht nach Nr. 3 dieser Vorschriften gestaltet werden müssen sind bis zu ihrer 
Inanspruchnahme einer natürlichen Entwicklung zu überlassen.  

5. Zur Verringerung des Versiegelungsgrades sind Stell- und Fahrflächen mit geringem 
Ausnutzungsgrad (z. B. Besucherparkplätze, Feuerwehrumfahrten) wasserdurchlässig 
herzustellen. 

6. Die zur Basisstraße gelegenen Fassaden von Gebäuden sind partiell zu begrünen soweit 
funktionale Gründe (Türe, Tore, Fenster, Lichtbänder) dem nicht entgegenstehen. 

7. In den Straßen im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes, die die Querschnitte von 17,50 m, 
16,50 m oder 14,50 m aufweisen, sind beidseits Bäume, Hochstämme mit einem 
Stammumfang von mindestens 20-25 cm in einem Abstand von jeweils 18 m zu pflanzen. Die 
Arten sind der GALK – Straßenbaumliste zu entnehmen.  

8. Der landschaftspflegerische Begleitplan vom 08.09.1993 ist Bestandteil dieses 
Bebauungsplanes, soweit er sich auf den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes erstreckt 
und durch die textlichen Festsetzungen nicht abweichende Bestimmungen getroffen worden 
sind. Seine Umsetzung erfolgt zeitlich zusammenhängend mit der Realisierung des 
Bebauungsplanes. 

E Artenschutzrechtlicher Ausgleich 
Zur Vermeidung des Tatbestandes nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Verlust oder Beschädigung 
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) von Feldlerchen und Rebhühnern sind geeignete 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) vorzunehmen. Der Vollzug des Bebauungsplans ist 
gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB erst zulässig, wenn die vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen für 
Feldlerche und Rebhühner wirksam sind.  
Für das interkommunale Gewerbegebiet Talbenden - Rurbenden besteht ein 
Kompensationsbedarf von insgesamt 140.000 Ökopunkten bzw. 3,5 ha. Diese 
Kompensationsmaßnahmen werden über das Ökokonto „Artenschutz Stadt Düren“ der 
Stiftung Rheinische Kulturlandschaft abgegolten. 

 
F Gestalterische Festsetzungen gemäß § 86 Bauordnung NW 
1.  Werbeanlagen 

1.1 Werbeanlagen dürfen nicht auf öffentlichen Verkehrsflächen oder im Luftraum über 
öffentlichen Verkehrsflächen angebracht werden. Ausgenommen hiervon sind Hinweisschilder, 
die zur Orientierung an den Eingängen in das Plangebiet, an Kreuzungen und Einmündungen 
oder sonstigen geeigneten Stellen auf ansässige Betriebe hinweisen. Diese Hinweisschilder 
sind in einheitlicher Größe von 20 x 80 cm auszuführen und auf je einer Tafel von je maximal 
3,50 m Höhe zusammenzufassen. 

1.2 Werbeanlagen an Gebäuden dürfen die Traufe oder Attika um maximal einen Meter 
überragen. Ihre Breite darf zwei Drittel einer Gebäudeseite nicht übersteigen. Ihre Größe ist 
auf maximal 20 % der Fläche einer Gebäudeseite zu beschränken. An straßenseitigen Fassaden 
sind nur flach auf die Gebäudeaußenwand angebrachte Werksanlagen zulässig.  
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1.3 Freistehende Werbeanlagen sind in der Höhe auf 10 m und in der Fläche auf 10 m² (Euro-Tafel) 

zu beschränken. Es sind maximal eine freistehende Werbeanlage je Hauptgebäudeseite und 
maximal vier diese Anlagen je Grundstück zulässig. Ausnahmsweise können pro 10 Meter 
Straßenfront eine freistehende Werbeanlage, höchstens jedoch 10 Werbeanlagen je 
Grundstück zugelassen werden. Als Straßenfront gilt auch die zur B 56 gerichtete 
Grundstücksseite. An Einfriedungen darf nun je Betrieb ein Hinweisschild in einer Größe von 
maximal 1,25 x 0,25 m angebracht werden.  

1.4 Werbeanlagen, die durch grelle Farben oder durch Beleuchtung eine aufdringliche Wirkung 
erzeugen sowie Werbeanlagen mit wechselndem Licht (z. B. Anlagen mit Phasenschaltung, 
laufendem Licht oder Laserlicht) sind unzulässig.  

1.5 Die in dieser Satzung festgesetzten Flächenmaße beziehen sich auf das die Werbeanlage 
umschließende Rechteck.  

1.6 Werbeanlagen im Sinne dieser Festsetzungen sind alle ortsfesten Einrichtungen, die der 
Ankündigung oder Anpreisung von Waren oder Dienstleistungen oder als Hinweis auf Gewerbe 
oder Beruf dienen und vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Hierzu zählen 
insbesondere Schilder, Fahnen, Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbung, Schaukästen 
sowie für Zettel- und Bogenanschläge oder Lichtwerbung bestimmte Säulen, Tafeln oder 
Flächen. Ebenfalls erfasst sind Bemalungen und Farbgebungen von Gebäuden, die auf 
firmenspezifische Farben oder Signets zurückgreifen.  

1.7 Abweichungen von den Vorschriften Ziffer 1 bis 4.6 können auf begründeten Antrag hin 
zugelassen werden,  

- für zusätzliche Veranstaltungen für einen angemessenen Zeitraum 
- wenn die Einhaltung der Vorschriften im Einzelfall eine unbeabsichtigte Härte bedeuten 

würde und die Abweichung mit Blick auf die mit dieser Satzung verfolgten 
gestalterischen Zielsetzung vertretbar ist.  
 

Hinweise 
1. vermutetes Bodendenkmal 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans befindet sich die so 
genannte Rurstellung, ein vermutetes Bodendenkmal. Sollten Eingriffe in dieses vermutete 
Bodendenkmal geplant sein, wäre im Vorfeld oder baubegleitend durch eine 
Sachverhaltsermittlung die Denkmalqualität (Erhaltung und Ausdehnung) dieser 
Bodendenkmäler zu klären. 

2. Baugrund 
2.1 Das Planungsgebiet liegt in einem Auebereich. 
2.2 Baugrundverhältnisse: Wegen der Bodenverhältnisse im Auegebiet sind bei der 

Bauwerksgründung ggf. besondere bauliche Maßnahmen, insbesondere im Gründungsbereich, 
erforderlich. Hier sind die Bauvorschriften der DIN 1054 „Baugrund – Sicherheitsnachweise im 
Erd- und Grundbau“, der DIN 18 196 „Erd- und Grundbau; Bodenklassifikation für 
bautechnische Zwecke“ sowie die Bestimmungen der Bauordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen zu beachten. 
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2.3 Grundwasserverhältnisse: Der natürliche Grundwasserspiegel steht nahe der 

Geländeoberfläche an. Der Grundwasserstand kann vorübergehend durch künstliche oder 
natürliche Einflüsse verändert sein. Bei den Abdichtungsmaßnahmen ist ein zukünftiger 
Wiederanstieg des Grundwassers auf das natürliche Niveau zu berücksichtigen. Hier sind die 
Vorschriften der DIN 18 195 „Bauwerksabdichtungen“ zu beachten. Bereits bei der Planung 
von unterirdischen Anlagen (Keller, Garage, etc.) sind bauliche Maßnahmen (z.B. 
Abdichtungen) zum Schutz vor hohen Grundwasserständen vorzunehmen. Es darf keine 
Grundwasserabsenkung bzw. -ableitung - auch kein zeitweiliges Abpumpen - nach Errichtung 
der baulichen Anlage erfolgen. Weiterhin dürfen keine schädlichen Veränderungen der 
Beschaffenheit des Grundwassers eintreten. Die aktive Grundwassermessstelle der RWE 
Power AG im Plangebiet (57078) ist zu erhalten und während eventueller Baumaßmaßnahmen 
zu sichern. Die jeweilige Zugänglichkeit ist dauerhaft zu gewährleisten. 

2.4 Erdbebengefährdung: Das Plangebiet ist der Erdbebenzone 3 und geologischen Unterklasse S 
zuzuordnen. Auf die Berücksichtigung der Bedeutungskategorien für Bauwerke gemäß DIN 
4149:2005 und der entsprechenden Bedeutungsbeiwerte wird ausdrücklich hingewiesen. 

3. Schutzstreifen der RWE 
Im Schutzstreifen der Leitung dürfen nur solche Anpflanzungen vorgenommen werden, die 
eine Endwuchshöhe von maximal 4 m erreichen. 
Anpflanzungen entlang der Hochspannungsleitung der RWE Deutschland AG sind so 
anzupflanzen, dass sie nicht bis in die Schutzzone der Leitung hineinwachsen. 
Sollten dennoch Anpflanzungen oder sonstiger Aufwuchs eine die Leitung gefährdende 
Wuchsgröße erreichen, ist der Rückschnitt durch den Grundstückseigentümer/den Bauherrn 
auf seine Kosten durchzuführen bzw. zu veranlassen. Kommt der Grundstückseigentümer/der 
Bauherr der vorgenannten Verpflichtung trotz schriftlicher Aufforderung und Setzen einer 
angemessenen Frist nicht nach, so ist die RWE Deutschland AG berechtigt, den erforderlichen 
Rückschnitt zu Lasten des Eigentümers/des Bauherrn durchführen zu lassen. 
Von den einzelnen ggf. auch nicht genehmigungspflichtigen Bauvorhaben im Schutzstreifen 
der Leitung bzw. in unmittelbarer Nähe dazu sind der RWE Deutschland AG Bauunterlagen 
(Lagepläne und Schnittzeichnungen mit Höhenangaben in m über NN) zur Prüfung und 
abschließenden Stellungnahme bzw. dem Abschluss einer Vereinbarung  mit dem 
Grundstückseigentümer/Bauherrn zuzusenden. Alle geplanten Maßnahmen bedürfen der 
Zustimmung der Westnetz GmbH. 

4. Kampfmittel 
Es existiert ein konkreter Verdacht auf Kampfmittel bzw. Militäreinrichtungen des 2. 
Weltkrieges (Geschützstellung, Laufgraben, Schützenloch und militärische Anlage). Eine 
Überprüfung der konkreten Verdachte sowie der zu überbauenden Fläche auf Kampfmittel, 
sofern diese nicht vollständig innerhalb der geräumten Fläche liegen, wird empfohlen. Sofern 
es nach 1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeniveau von 1945 
abzuschieben. Zur Festlegung  des abzuschiebenden Bereichs und der weiteren 
Vorgehensweise wird um Terminabsprache für einen Ortstermin gebeten. Erfolgen 
Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen, 
Verbauarbeiten etc. wird zusätzlich eine Sicherheitsdetektion empfohlen. 

5. Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszone 
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Bezüglich der Errichtung baulicher Anlagen an Bundesfernstraßen sind die Vorgaben des § 9 
Abs. 1 und 2 Bundesfernstraßengesetz über die Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszone 
zu beachten.  
 

6. Baufeldfreimachung 
Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen von Nestern und Eiern (Art. 5 VogelschutzRL) bzw. 
Beschädigungen oder Zerstörungen von Fortpflanzungsstätten (§ 44 BNatSchG) muss die 
Baufeldfreimachung außerhalb der Vogelbrutzeit stattfinden. Abweichungen hiervon sind nach 
vorhergehender Absprache mit der Unteren Naturschutzbehörde denkbar, wenn vorab 
gutachterlich festgestellt wurde, dass sich im Bereich des Baufeldes keine Vogelbrut befindet.  

7. Technische Normen 
Die genannten technischen Normen (DIN) liegen zur jederzeitigen Einsichtnahme zusammen 
mit dieser Planurkunde bei der Stadt Düren und der Gemeinde Niederzier aus. 

8. Bergbau 
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes befindet sich über dem auf 
Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld „Union 117“. Eigentümerin dieses Bergwerksfeldes ist 
die RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen GmbH, Stüttgenweg 2 in 59035 Köln. 
Ausweislich der bei der Bezirksregierung Arnsberg – Abt. 6 (Bergbau und Energie in NRW) 
vorliegenden Unterlagen ist im Bereich des Planvorhabens kein Abbau von Mineralien 
dokumentiert. Danach ist mit bergbaulichen Einwirkungen nicht zu rechnen. 

9. Sümpfungsmaßnahmen 
Der räumliche Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes ist von durch Sümpfungsmaßnahmen 
des Braunkohlenbergbaus bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. Eine Zunahme der 
Beeinflussung ist nicht auszuschließen. Ferner ist nach Beendigung der bergbaulichen 
Sümpfungsmaßnahmen ein Grundwasseranstieg zu erwarten. Hierdurch bedingte 
Bodenbewegungen können bei bestimmten geologischen Situationen zu Schäden an der 
Tagesoberfläche führen. Die Änderungen der Grundwasserflurabstände sowie die Möglichkeit 
von Bodenbewegungen sollten bei Planungen und Vorhaben Berücksichtigung finden. 

10. Verkehrsemissionen der A4/B56 
Aus dem Bebauungsplan heraus bestehen gegenüber der Straßenbauverwaltung keine 
rechtlichen Ansprüche auf aktive und/oder passive Schutzmaßnahmen gegen 
Verkehrsemissionen der A4/B 56 auch künftig nicht. Dabei weise ich darauf hin, dass bei 
Hochbauten mit Lärmreflexionen zu rechnen ist. Eventuell notwendige Maßnahmen gehen zu 
Lasten des Planungsverbandes. 
Bei Änderungen im Fahrbahnbereich können für Bestandsbauten Emissionsschutz auslösende 
Maßnahmen erforderlich werden, die ebenfalls zu Lasten des Planungsverbandes 
durchzuführen sind. 

11.  Richtfunk 
Durch das Plangebiet verläuft eine Richtfunktrasse der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG. 
Der Verlauf wurde nachrichtlich in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Bei der Errichtung und/oder Änderung von baulichen Anlagen im Trassenverlauf ist folgendes 
zu beachten:  
Zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen ist ein horizontaler Schutzabstand von mindestens +/- 30 
m und ein vertikaler Schutzabstand von mindestens +/- 15 m einzuhalten. Zur Ermittlung der 
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genauen Höhenlage der Richtfunkverbindung sowie der ihr zugehörigen Fresnelzone und der 
sich daraus ergebenden konkreten Schutzabstände ist die Telefónica Germany GmbH & Co. 
OHG, Südwestpark 38, 90449 Nürnberg zu kontaktieren. 

12.  Störungs- und Brutvermeidung 
Zur Vermeidung von Vogelbruten und Störung vorhandener Vogelarten ist die Baufläche 
frühzeitig zu ihren Rändern hin in Form von ca. ≥ 2 m hohen Wällen abzuschieben. Hiermit 
wird das Gelände für die Feldlerchen, die eine ungestörte Fernsicht schätzen, unattraktiv 
gestaltet. Die Flächen sind in ca. 1 ha große Teilstücke zu parzellieren, damit sich keine 
anderen planungsrelevanten Vogelarten niederlassen. Die Teilflächen können beispielsweise 
durch Wälle, Erdhügel, Pfostenreihen, abgestellte Baumaschinen und LKW sowie der Lagerung 
von Baumaterialien ebenfalls für die Vögel unattraktiv gestaltet werden. 
Das Abschieben des Bodens erfolgt bestenfalls zwischen Mitte September und Ende Januar. 
Alternativ ist das Abschieben auch zwischen der ersten und zweiten Vogelbrut der Feldlerche 
(Mitte Mai bis Anfang Juni) möglich, dies erfordert jedoch vorherige Kartierungen.  
Im südöstlichen Bereich ist diese Maßnahme nicht notwendig, da dort die Baumaßnahmen 
bereits begonnen haben. 
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